
Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Wie viele dienstrechtliche Verfahren gegen bayerische Beamte 
wegen aus Sicht der Staatsregierung grenzüberschreitender politi-
scher Meinungsbekundungen oder Handlungen leitete der Staat im 
Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum 01.08.2022 ein (falls die Recher-
che nicht möglich ist, bitte auf die letzten drei Monate begrenzen; 
bitte aufschlüsseln nach Dienststelle des Betroffenen, Zeitpunkt, 
Kurzsachverhalt und Folgen)? �  2

2.		 Wie viele dienstrechtliche Verfahren gegen bayerische Polizisten 
leitete der Staat unabhängig von einem politischen Motiv des jewei-
ligen Beamten im Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum 01.08.2022 ein 
(falls die Recherche nicht möglich ist, bitte auf die letzten drei Mo-
nate begrenzen; bitte aufschlüsseln nach Dienststelle des Be-
troffenen, Zeitpunkt, Kurzsachverhalt und Folgen)? �  3

Hinweise des Landtagsamts �  4

Schriftliche Anfrage 
des Abgeordneten Christoph Maier AfD 
vom 12.08.2022

Dienstrechtliche Verfahren gegen bayerische Beamte wegen politischer 
Meinungsbekundung u. ä.
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 Antwort   
des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat im Einvernehmen mit den 
Ressorts und der Staatskanzlei   
vom 26.10.2022

1.		 Wie viele dienstrechtliche Verfahren gegen bayerische Beamte 
wegen aus Sicht der Staatsregierung grenzüberschreitender politi-
scher Meinungsbekundungen oder Handlungen leitete der Staat im 
Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum 01.08.2022 ein (falls die Recherche 
nicht möglich ist, bitte auf die letzten drei Monate begrenzen; bitte 
aufschlüsseln nach Dienststelle des Betroffenen, Zeitpunkt, Kurz-
sachverhalt und Folgen)?

Der Zeitraum der Recherche erstreckte sich – soweit möglich – auf den Zeitraum 
01.01.2020 bis 01.08.2022, im Übrigen auf die letzten drei Monate.

Aus datenschutz- und personalaktenrechtlichen Gründen kann lediglich der Ge-
schäftsbereich, in dem der oder die Betroffene tätig ist, genannt werden, da bei Offen-
legung der konkreten Dienststelle (in Verbindung mit der Darstellung des Kurzsach-
verhalts) faktisch Rückschlüsse auf konkrete Personen gezogen werden könnten.

Im Geschäftsbereich des Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration 
erfolgt keine systematische statistische Erfassung von Disziplinarverfahren im Sinne 
der Fragestellung. Für eine Beantwortung müsste im Polizeibereich eine umfang-
reiche manuelle Einzelauswertung von Akten und Datenbeständen bei den Personal-
stellen erfolgen. Dies würde zu einem erheblichen zeitlichen und personellen Auf-
wand führen. Auch unter Berücksichtigung der Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 
16a Abs. 1 und 2 Satz 1 Verfassung des Freistaates Bayern (BV) ergebenden parla-
mentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags konnte daher eine Aus-
wertung von Einzelakten und Ähnlichem selbst für den Zeitraum von drei Monaten 
nicht erfolgen.

Gleiches trifft grundsätzlich auch auf den Geschäftsbereich des Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus zu, weshalb sich die Recherche auf den Zeitraum vom 
01.05.2022 bis zum 01.08.2022 beschränkte.
Geschäftsbereich Datum der 

Einleitung des 
Verfahrens

Kurzsachverhalt Folgen

Staatsministerium 
der Finanzen und für 
Heimat

02.04.2020 Unter anderem Meldung vom Landesamt für 
Verfassungsschutz wegen verfassungsfeind-
lichen/politischen Meinungsbekundungen über 
vk.com (soziales Netzwerk)

Noch offen

Staatsministerium 
der Finanzen und für 
Heimat

16.02.2021 Äußerungen über Facebook: 
Politische Meinungsbekundungen bzgl. der 
Coronapandemie und Sympathisierung mit der 
QAnon-Bewegung im Dienst (Tragen eines 
T-Shirts)

Noch offen

Staatsministerium der 
Justiz

21.10.2020 Antrag auf Ausstellung eines Staatsangehörig-
keitsausweises unter reichsbürgertypischer 
Bezugnahme auf das Reichs- und Staatsange-
hörigkeitsgesetz (RuStAG) 1913, §§ 1, 3 Nr. 1, 
4 (1)

Vorläufige Dienstent-
hebung und Kürzung der 
Bezüge; 
Disziplinarklage anhängig

Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus

10.06.2022 Verdacht auf Zugehörigkeit zur Reichsbürger-
bewegung

Noch offen
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2.		 Wie viele dienstrechtliche Verfahren gegen bayerische Polizisten 
leitete der Staat unabhängig von einem politischen Motiv des jewei-
ligen Beamten im Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum 01.08.2022 ein 
(falls die Recherche nicht möglich ist, bitte auf die letzten drei Mo-
nate begrenzen; bitte aufschlüsseln nach Dienststelle des Be-
troffenen, Zeitpunkt, Kurzsachverhalt und Folgen)?

Im Bereich der Polizei erfolgt keine systematische statistische Erfassung im Sinne die-
ser Fragestellung. Auswertbar ist lediglich die reine Anzahl an geführten Disziplinar-
verfahren und an erlassenen Disziplinarmaßnahmen (Zeitraum: 01.01.2020 bis 
01.08.2022). Vorgänge, die einem gesetzlichen Verwertungsverbot unterliegen 
(Art. 17 Bayerisches Disziplinargesetz – BayDG), sind nicht in den genannten Fällen 
enthalten. Zur Vermeidung der Re-Identifizierbarkeit konkreter Personen – und damit 
aus datenschutz- und personalaktenrechtlichen Gründen – werden Teilgrößen unter 
drei mit „< 3“ angegeben.

Dienststelle Anzahl 
Einleitungen

Anzahl 
Verweis

Anzahl 
Geld-
buße

Anzahl Kür-
zung der 
Dienstbezüge

Anzahl Ein-
stellungen

Anzahl Kür-
zung des 
Ruhegehalts

Anzahl lau-
fender Ver-
fahren

Polizeipräsidium 
Oberbayern Nord 19 3 < 3 < 3 3 < 3 9

Polizeipräsidium 
Oberbayern Süd 40 5 5 < 3 19 < 3 10

Polizeipräsidium 
München 115 8 9 6 13 < 3 78

Polizeipräsidium 
Niederbayern 36 5 3 < 3 8 < 3 18

Polizeipräsidium 
Oberpfalz 17 < 3 < 3 < 3 5 < 3 8

Polizeipräsidium 
Oberfranken 95 6 < 3 4 18 < 3 67

Polizeipräsidium 
Mittelfranken 66 9 5 < 3 12 < 3 39

Polizeipräsidium 
Unterfranken 47 9 < 3 4 13 < 3 21

Polizeipräsidium 
Schwaben Nord 11 < 3 < 3 < 3 3 < 3 7

Polizeipräsidium 
Schwaben Süd/
West 39 5 3 < 3 8 < 3 22

Präsidium der 
Bayerischen 
Bereitschafts-
polizei 134 20 36 < 3 32 < 3 44

Landeskriminal-
amt 39 11 < 3 < 3 10 < 3 16

Polizeiverwal-
tungsamt 5 < 3 < 3 < 3 < 3 < 3 < 3

Bayerischer Landtag    18. Wahlperiode � Seite 3 / 4 Drucksache 18 / 24732



Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in der 
Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt 
sein. Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen 
Version des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig 
dargestellt.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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